
Der Erste Mai 2021: Die klassenkämpferische
und revolutionäre Linke muss ihre Chance
ergreifen!

Martin Suchanek, Infomail 1148, 4. Mai 2021

Der Erste Mai 2021 könnte der Auftakt zu einem Game Changer für die radikale, klassenpolitische,
migrantische und internationalistische Linke in Deutschland werden. In vielen Städten schlossen
sich Tausende klassenkämpferischen und revolutionären Demonstrationen und Blöcken bei den
Gewerkschaftsdemos an. Noch weit mehr beteiligten sich an Kundgebungen, Fahrradkorsos und
anderen vielfältigen Aktionen gegen Mietwucher und Umweltzerstörung. Den bundesweiten
Höhepunkt des Tages bildete zweifellos die Berliner revolutionäre Erster-Mai-Demonstration mit
25.000 TeilnehmerInnen.

Trotz Einschüchterungen und medialer Hetze, trotz Provokationen und brutaler Angriffe, trotz einer
geplanten und gezielten gewaltsamen Auflösung der Demonstration durch die Polizei stellt sie einen
politischen Erfolg nicht nur des Bündnisses, sondern für die gesamte radikale, klassenkämpferische
und internationalistische Linke dar.

1. Breite Mobilisierung

Erstens mobilisierte die Demonstration gut 25.000 Menschen, die dem Ruf nach Einheit im Kampf
gefolgt sind. Die Rednerinnen und Redner sowie Sprechchöre brachten immer wieder eines zum
Ausdruck: Ob im Krankenhaus oder in der Autofabrik, ob in der Geflüchtetenunterkunft oder im
Jobcenter, ob in der Schule oder im Haushalt, überall stehen wir Lohnabhängige, unabhängig von
Nationalität, Alter, Geschlecht und sexueller Orientierung vor denselben Problemen. Wir sollen für
die Kosten von Krise und Pandemie zahlen!

Die Aufhebung des Mietendeckels durch das Bundesverfassungsgericht mobilisierte viele weitere
Menschen. Angesichts dieses Skandalurteils drohen 1,5 Millionen Berlinerinnen und Berlinern
Mieterhöhungen, Nachzahlungen oder Räumungen.

Auf den Straßen Berlins und auch in vielen anderen Städten formierte sich praktisch die Einheit von
migrantischen ArbeiterInnen, von prekär Beschäftigten aus den Lieferdiensten, von
KrankenpflegerInnen und MieterInnen, von SchülerInnen und Studierenden.

Der Revolutionäre Erste Mai in Berlin stellt dabei natürlich kein singuläres Ereignis dar. Schon in
den letzten Monaten häuften sich Massendemonstration nicht nur in Berlin, sondern auch in
anderen Städten. Auch revolutionäre Erster-Mai-Mobilisierungen wie in Frankfurt/Main zogen
Tausende Menschen an. Die Berliner Demonstration bündelte sichtbarer, größer und deutlicher eine
Wut und eine Veränderung der Stimmung und teilweise auch des Bewusstseins unter breiteren
Schichten der ArbeiterInnenklasse und der sozial Unterdrückten.

2. Antikapitalismus und Internationalismus

Die Demonstration zog diese Vielfalt, die im Grunde die Vielschichtigkeit der ArbeiterInnenklasse
selbst widerspiegelt, an, weil sie inhaltlich radikal war. Revolutionäre Parolen, Kritik am
Kapitalismus, die Forderungen nach Enteignung von Immobilienhaien wie Deutsche Wohnen, der
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KrisengewinnerInnen in der Exportindustrie, der Pharmakonzerne und privater Krankenhäuser
stellten kein Hindernis für die Mobilisierung dar, sondern stärkten diese. Die Forderungen der am
stärksten ausgebeuteten migrantischen ArbeiterInnen, von geschlechtlich und sexuell
Unterdrückten, der marginalisierten Teile der Lohnabhängigen und der Jugend stellen ganz um
Gegensatz zur populistischen und chauvinistischen Vorstellungswelt einer Sahra Wagenknecht keine
„Marotten“ oder Hindernisse für die Einheit der Klasse dar, sondern bilden vielmehr einen
integralen und unverzichtbaren Bestandteil des Befreiungskampfes der ArbeiterInnenklasse selbst.

Das Verbindende bildet eben die Kritik am Kapitalismus als globalem, umfassenden System, das
revolutionär überwunden werden muss. Diese Kritik wurde natürlich am Ersten Mai nicht neu
erfunden, aber die Verhältnisse selbst drängen immer mehr Menschen genau in diese Richtung.

Die riesige revolutionäre Erster-Mai-Demonstration in Berlin, aber auch die vielen gut besuchten
klassenkämpferischen und revolutionären Demonstrationen oder Kundgebungen verdeutlichen
dieses Potential.

Es handelt sich dabei zwar noch um eine Minderheit unserer Klasse, aber zugleich um eine
wachsende, dynamische Strömung, die es zu einer Einheit in der Aktion, im Kampf gegen Pandemie
und Krise, gegen Rassismus und Imperialismus zusammenzuführen gilt. Diese Menschen können die
gesellschaftliche Basis für eine breite, schlagkräftige Massenbewegung gegen die Krise in ihren
vielfältigen Ausformungen werden.

3. Breites Bündnis

Auf den Straßen Berlins formierten sich Wut und Widerstand in einem breiten Bündnis, das der
migrantisch-internationalistische Block anführte. Dahinter folgten der Enteignungsblock, den
Gruppe ArbeiterInnenmacht und REVOLUTION mit organisierten, der klassenkämpferische Block
und jener der Interkiezionale.

Die Mobilisierung von 25.000 Menschen spiegelt auch die Breite eines Bündnisses wider, das im
Grunde alle Strömungen der radikalen Linken Berlins, also aller links von Linkspartei und
Gewerkschaftsapparaten umfasste. Diese Einheit und dieser Erfolg stellen keine
Selbstverständlichkeit dar. Dass sie zustande kamen, ist ein Verdienst aller beteiligten
Gruppierungen. Besondere Anerkennung verdienen dabei aber die GenossInnen von Migrantifa
Berlin, ohne deren Initiative und Wirken die Demonstration nicht so groß und stark gewesen wäre.

Zweifellos haben wir im Bündnis auch Fehler gemacht. Aber, wer erfolgreich so viele Menschen
trotz der Gegnerschaft von Kapital, Senat, Abgeordnetenhaus und Polizei auf die Straße bringt,
muss auch einiges richtig gemacht haben und dies gilt es fortzusetzen und zu verallgemeinern.

Ein wichtiger Faktor für die Solidarität unter den beteiligten Gruppen stellte erstens der Konsens
dar, dass wir die lohnabhängige Bevölkerung, insbesondere die migrantischen ArbeiterInnen mit
unserer Mobilisierung erreichen und gewinnen wollen. Zweitens die Solidarität gegen jede
Provokation und Spaltungsversuche von Seiten der Polizei, der bürgerlichen Politik und Medien,
gegen Verleumdungsversuche aller Art. Diese Solidarität müssen wir unbedingt beibehalten.

Die Einheit in der Aktion und die Breite des Bündnisses müssen und wollen wir über den 1. Mai
hinaus praktisch fortsetzen und auch in anderen Städten verbreitern. Das beinhaltet einerseits eine
Schwerpunktsetzung auf gemeinsame Aktivitäten und klare Forderungen zu politischen und sozialen
Kernproblemen unserer Klasse. Andererseits müssen wir auch eine engere Zusammenarbeit mit
bestehenden Initiativen und Kämpfen insbesondere auf gewerkschaftlicher und betrieblicher Ebene
herbeiführen. Dass es auch hier Bewegung und viele Überschneidungen der teilnehmenden



Gruppierungen und Demonstrierenden gibt, wurde z. B. in Berlin bei der Demonstration „Nicht auf
unserem Rücken – Gewerkschaften und Lohnabhängige in die Offensive!“ ebenso sichtbar wie bei
„Von der Krise zur Enteignung!“ oder auch bei MyGruni deutlich.

Um diese Einheit auf der Straße, im Betrieb, im Stadtteil weiterzuführen oder überhaupt erst zu
schaffen, brauchen wir in Berlin, aber auch in vielen anderen Städten eine Diskussion über die
Grundlagen einer Antikrisenbewegung, ihre Forderungen, ihren Aktionsplan. Dazu schlagen wir eine
Diskussion in verschiedenen Bündnissen oder gewerkschaftsoppositionellen Strukturen wie der
VKG, in Kampagnen wie #ZeroCovid und die Durchführung eine bundesweiten Aktionskonferenz
vor.

4. Politischer Gradmesser

Die Haltung zur Berliner Erster-Mai-Demonstration bildet auch einen Gradmesser dafür, wo welche
politische Kraft steht.

Dass die Berliner Polizei von Beginn an plante, die Demonstration anzugreifen, zu spalten und
aufzulösen, wird mit jedem Tag klarer. Unter dem Vorwand des Infektionsschutzgesetzes trotz
Masken aller Teilnehmenden und trotz des Bemühens der OrdnerInnen, Abstände einzuhalten,
erzeugte die Polizei selbst jene Lage, die sie angeblich zu verhindern suchte. In einem Interview in
der Berliner Abendschau rechtfertigte der Berliner-SPD-Innensenator Geisel nicht nur den Einsatz
und die Gewaltexzesse der Polizei. Er selbst verteidigte den Zeitpunkt des Angriffs auf die
Demonstration auch damit, dass polizeilich Aktionen bei Tageslicht leichter durchzuführen wären als
bei Dunkelheit. Dann wäre – von wegen Infektionsschutz – die „taktische Herausforderung“ noch
größer gewesen.

Für CDU, FDP und auch AfD war selbst das brutale Vorgehen der Polizei nicht genug und sie
kritisieren Geisel von rechts, fordern noch mehr Bullen und noch repressiveres Vorgehen gegen
DemonstrantInnen – QuerdenkerInnen und Corona-LeugnerInnen natürlich, vor allem von der AfD,
ausgenommen. Dabei zeigten Parties von Corona-LeugnerInnen am 1. Mai einmal mehr, dass die
Bullen – ähnlich wie bei den QuerdenkerInnen in Kassel und Stuttgart – keinen Finger rühren, wenn
es darum geht, das Infektionsschutzgesetz gegen die Rechten durchzusetzen. Der Chef der Berliner
Abgeordnetenhausfraktion der CDU, Burkard Dregger, will gar einen „Kuschelkurs mit der linken
Szene“ beim Senat ausmachen.

Das – nicht die brutale Einschränkung demokratischer Rechte – empört die SPD-Oberen wie
Innensenator Geisel und Bürgermeister Müller. Dabei werden die Mini-Noskes aus der
Sozialdemokratie nicht müde, sich hinter „ihre“ Polizei zu stellen und jede Schweinerei zu
rechtfertigen. Doch Undank ist bekanntlich der herrschende Klasse und der „echten“ Konservativen
und Liberalen Lohn.

Der innenpolitische Sprecher der Berliner Grünen, Benedikt Lux, steht voll auf Geisel-Linie. Die
Spitzenkandidatin der Partei, Annalena Baerbock, stimmt in den Chor der ScharfmacherInnen ein
und diffamiert die Demonstration gar als „kriminell“.

Niklas Schrader von der Linkspartei kritisiert das Verhalten der Polizei als taktisch „nicht gelungen“
und zeigt damit, aus welcher Perspektive aus er die Sache beurteilt – nämlich nicht von Seiten der
DemostrantInnen, sondern der Regierung, die den Polizeieinsatz mitzuverantworten hat. Schließlich
sind die SenatorInnenposten der Linkspartei allemal wichtiger als 25.000 Menschen, die von einer
Polizei angegriffen werden, die zumindest auf dem Papier ihrer Koalition untersteht. Dieses
Rumlavieren der Linkspartei zeigt mal wieder, dass der Kurs der Partei, sich als Freundin der
sozialen Bewegungen zu präsentieren aber gleichzeitig mitregieren zu wollen, in Momenten der
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Krise nicht funktioniert.

Im Windschatten der großen Politik und der bürgerlichen Medien kochen schließlich auch sog.
Antideutsche wie die Zeitung Jungle World und andere ihr rassistisches Süppchen.

Diese „Linken“ bewiesen damit erneut, dass sie nicht auf der Seite der Protestierenden stehen,
sondern auf der von Regierung und Polizei. Alle gemeinsam blasen sie ins selbe Horn und
unterstellen der Demonstration Antisemitismus, weil sie sich mit dem palästinensischen Widerstand
und der antizionistischen Linken in Israel solidarisierte. Die Gleichsetzung von Antizionismus und
Antisemitismus wird bekanntlich durch ständige Wiederholung nicht weniger falsch und reaktionär
und führt nur dazu, den deutschen Imperialismus von „links“ zu flankieren.

Die Haltung zur revolutionären Erster-Mai-Demonstration zeigt freilich, wo welche politische Kraft
steht. Die skandalöse Haltung der Spitzen der Grünen und der SPD sollte uns ebenso wenig
wundern wie das halbherzige Rumeiern der Linkspartei, die letztlich ebenfalls, wenn auch „kritisch“
hinter dem Polizeieinsatz steht.

Wo bleibt der DGB?

Wie schon 2020 verlagerte der DGB seine „Aktionen“ vor allem ins Internet. Auch wenn in etlichen
Städten Demonstrationen oder Kundgebungen stattfanden, so trugen sie zum Teil reinen
Alibicharakter oder wurden von linkeren Gruppierungen und vielen migrantischen Organisationen
zahlenmäßig dominiert. Die hohe Präsenz dieser Strömungen stellt ein positives Zeichen dar.

Die Haltung der Gewerkschaftsführungen hingegen kommt einem weiteren politischen Skandal
gleich, wenn auch keinem verwunderlichen. Die Tarifrunden und Auseinandersetzungen wurden von
der Bürokratie vor allem befriedet und ausverkauft. Klar, bei dieser Bilanz ist auch am Ersten Mai
wenig zu erwarten. Die Pandemie bot so sicher Gewerkschaftsvorständen und Apparat einen
Vorwand, erst gar nicht zu versuchen, die Masse der ArbeiterInnen zu mobilisieren. Zieht man die
linken und migrantischen Organisationen ab, so stellen viele DGB-Kundgebungen am 1. Mai ein
Funktionärstreffen unter freiem Himmel dar, bei denen staatstragende Reden gehalten werden und
die GewerkschaftsfunktionärInnen kaum von den Spitzen aus SPD, Grünen oder selbst CDU, die als
GastrednerInnen eingeladen wurden, unterscheidbar sind.

Das Fazit gestaltet sich also sehr einfach. Von den Gewerkschaftsführungen und ihrem
bürokratischen Apparat ist eine Mobilisierung der ArbeiterInnenklasse, ein Kampf gegen Kapital und
Regierung in den kommenden Monaten nicht zu erwarten. Ebensowenig von den Spitzen der SPD,
die bis zum Ende der Großen Koalition die Treue hält und im Wahlkampf vielleicht so tun wird, als
wäre sie nicht dabei gewesen. Und die Führung der Linkspartei versucht die Quadratur des Kreises
– nicht nur am Ersten Mai. Einerseits hängt sie in den Landesregierungen in Berlin, Thüringen und
Bremen fest, betreibt dort bürgerliche Politik und garniert sie mit etwas gebremstem Sozialschaum.
Andererseits will sie sich im Bund als Opposition zur kommenden Regierung präsentieren, da eine
grün-rot-rote Koalition auf Bundesebene aufgrund der Haltung der Grünen, aber auch der SPD wohl
ausgeschlossen ist.

Aufgaben der revolutionären und klassenkämpferischen Linken

Für RevolutionärInnen und für die klassenkämpferische Linke, die am Ersten Mai sichtbar wurde,
stellen die Passivität der Gewerkschaftsführungen, die bürgerliche Politik von SPD und Linkspartei
eine Chance, aber auch eine politische Herausforderung dar.

Die Chance besteht darin, dass die Passivität der Apparate Menschen nicht automatisch zu



kleinbürgerlich-reaktionären Kräften wie den Corona-LeugnerInnen treibt, sondern auch ein
politisches Vakuum auf der Linke schafft, Raum für eine Bewegung und Mobilisierung, die
Lohnabhängige und Unterdrückte anziehen und zu einer politischen und gesellschaftlichen Kraft
formieren können. Dass z. B. etliche Menschen an den linksradikalen, klassenkämpferischen und
revolutionären Demonstrationen am 1. Mai teilnahmen, die bisher unorganisiert waren und sind,
verdeutlicht das.

Umgekehrt stellt die Blockade durch die reformistischen und vor allem gewerkschaftlichen Apparate
aber auch ein Problem dar. Vor allem die Kontrolle der Bürokratie über die organisierte
ArbeiterInnenklasse in den Betrieben gerät zu einem effektiven Mittel, den Klassenfrieden in den
Unternehmen zu sichern, die Menschen ruhigzustellen und diejenigen zu isolieren, die dagegen
ankämpfen wollen.

Wenn die klassenkämpferische Minderheit, die am Ersten Mai sichtbar wurde, zu einer Massenkraft
werden soll, die die Mehrheit unserer Klasse mobilisieren kann, muss sie einen Weg finden, diese
Blockade zu überwinden. Dazu ist es nötig, Forderungen aufzustellen, um die Mitglieder,
AnhängerInnen und WählerInnen der „linken“ Parteien zu mobilisieren und die der Gewerkschaften
in die Aktion zu bringen. Das heißt, sie muss eine Politik der Einheitsfront gegenüber den Millionen
Mitgliedern, WählerInnen und UnterstützerInnen dieser Organisationen verfolgen, die sich an die
Basis, aber auch an die Führungen der reformistischen Organisationen richtet – nicht, weil wir in
letztere politische Illusionen hätten, sondern weil wir die Hoffnungen und Illusionen ihrer Basis dem
Test der Praxis unterziehen müssen. Da die objektive Lage den Spielraum für Kompromisse
zwischen den Klassen einschränkt, vergrößert sich auch die Kluft zwischen Basis und Führung und
damit auch die Möglichkeit für RevolutionärInnen, diese taktisch zu nutzen.

Dies erfordert nicht nur ein Verständnis von Einheitsfrontpolitik. Es erfordert auch, die strategische,
politische und programmatische Schwäche der „radikalen“ Linken anzugehen, die mit großen
Mobilisierungen noch längst nicht gelöst ist und allein aus diesen heraus auch nicht zu lösen sein
wird.

Kurzum, es fehlt an einer Strategie in der Linken. Eine solche müsste nämlich von einem
Verständnis der Totalität, der Gesamtheit der aktuellen Krise und Problemstellungen ausgehen.
Politisch-programmatisch müsste sie dabei jedoch eine Methode verfolgen, die objektive Situation
mit ihren aktuellen, konkreten Problemen und Ansätzen von Widerstand mit einer revolutionären
Antwort darauf zu verbinden. Kurz sie braucht ein Aktionsprogramm, das der gegenwärtigen Lage
entspricht. Die Aufgabe der antikapitalistischen und klassenkämpferischen Linken bestände darin,
eine weiterführende Perspektive aufzuzeigen, die nicht nur die unmittelbare Not, sondern auch
ihren wesentlichen Kern aufzeigt und Tageskämpfe mit dem für eine andere, sozialistische
Gesellschaft strategisch vermittelt.

Was die Berliner Linke mit Blick auf den Ersten Mai geschafft hat, gilt es nun auf die nächste Ebene
zu heben. Es braucht eine Aktionskonferenz, auf der die verschiedenen Programme und Strategien
der radikalen Linken diskutiert und konkrete Aktionen geplant werden, um den Angriffen des
Kapitals eine antikapitalistische und internationalistische Anti-Krisenbewegung entgegenzustellen.


